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Es ist einpermanentesKräftemes-
sen: AmAbschneiden der Partei-
en indenkantonalenParlaments-
wahlen lässt sich ihre momenta-
ne Stärke erkennen. Wir haben
daher alle Veränderungen der
Wähleranteile seit den eidgenös-
sischen Wahlen 2019 ausgewer-
tet. Und wir gewichten sie nach
derGrösse desKantons (Einwoh-
nerzahl).Dennnicht jederKanton
ist aus nationaler Perspektive
gleichbedeutend.EinWählerpro-
zent im Aargau wiegt 19-mal so
schwerwie ein solches in Uri.

Über alle Kantone betrachtet,
zeigt sich, dass die FDP beson-
ders stark eingebrochen ist. Ihr
gewichteterWähleranteilverlust
von 1,64 Prozentpunkten ist noch
gravierender als die Einbusse der
SVP (–1,58). Besonders zu den-
ken geben muss den Freisinni-
gen, dass sie bisher alle kanto-
nalenWahlen verloren.Und dies
nicht zu knapp. Überall büsste
die Partei von Petra Gössi mehr
als einen Prozentpunkt ein – am
meisten in Uri, wo sie 5,7 Pro-
zentpunkte verlor.

Unter dem Strich resultiert
auch für die SP ein schmerzli-
chesMinus von 1,5 Prozentpunk-
ten. Vor allem in Schaffhausen,
in Basel und im Aargau brachen
die Sozialdemokraten stark ein.
In den Zentralschweizer Kanto-
nen Schwyz und Uri konnten sie
hingegen zulegen.

Ein ähnliches Bild zeigt sich
für die SVP: Auch sie konnte
sich in Uri und Schwyz halten,

verlor aber am Sonntag in Basel
3,2 Prozentpunkte.

Derweil vermochte sich die
CVP insgesamt um 0,3 Prozent-
punkte zu steigern. Das Resultat
ist freilich zu relativieren. ImAar-
gau, der aufgrund seiner Grösse
besonders stark ins Gewicht fällt,
sind auf der «CVPDieMitte»-Lis-
te auch Vertreter der BDP ange-
treten.Die BDPselbst kandidier-
te nicht mehr mit einer eigenen
Liste.Würdeman die 2,7 Prozent
Wähleranteil, welche die BDP
2016 im Aargau noch erzielte, in
den Vergleich mit einbeziehen,
hätte die CVP im Aargau nicht
0,7 Prozentpunkte gewonnen,
sondern 2 Prozentpunkte verlo-
ren. Über alle Kantone betrach-
tet, käme sie so auf einMinusvon
0,6 Prozentpunkten statt ein Plus
von 0,3 Prozentpunkten.

Unbestritten auf Siegeskurs
sind dagegen die Grünen. Ge-
winnen siemalweniger als einen
Prozentpunkt wie in Uri und
Schwyz, fällt dies bereits negativ
auf. Alles in allem kommen sie
auf ein deutliches Plus von
2,8 Prozentpunkten.

Noch besser läuft es der GLP.
Sie steigerte sich in allen Kanto-
nalwahlen um mehr als 2 Pro-
zentpunkte. Insgesamt resultiert
für sie ein Zuwachs von 3,1 Pro-
zentpunkten,was der Partei von
Jürg Grossen den –vorläufigen –
Schweizer-Meister-Titel bei den
kantonalenWahlen beschert.

Iwan Städler

FDP bricht noch stärker
ein als SVP
Parteien Gewichtete Bilanz aller
Kantonalwahlen: Wer brilliert, wer verliert?

Veränderungder Wähleranteile* bei den kantonalen
Parlamentswahlen seit 2019, in %

*Gewichtet nach Einwohnerzahl der Kantone

Die Grossen verlieren, die Grünen legen zu
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— Kurz vor dem Lockdown
waren die Medien unkritisch
Seit März 2020 dominiert Coro-
na die Medienberichterstattung
wie kein anderesThema.Phasen-
weise ging es in rund 70 Prozent
der Medienberichte um die Pan-
demie. Das ist einer der Befunde
des Jahrbuchs «Qualität der Me-
dien 2020», die gesternvomFor-
schungsinstitut Öffentlichkeit
und Gesellschaft der Universität
Zürich (Fög) präsentiertwurden.

Ein weiterer Befund des Fög:
Zahlen und Statistiken zu Co-
vid-19 seien oft «nackt» vermel-
det und zuwenig erklärtworden.
Auch seien die Medien in der
«sensitivenPhase»vordemLock-
down zuwenig behördenkritisch
gewesen. Sie hätten denBundes-
rat generell als zu passivbezeich-
net, sagt Fög-Mitarbeiter Linard
Udris auf Nachfrage. «Damit ha-
ben dieMedienmitgeholfen, den
Lockdown vorzubereiten und zu
legitimieren.»AnfangApril sei die
Stimmungdann insGegenteil ge-
kippt, die Massnahmen seien als
zu hart kritisiert worden.

Das Fög stellt fest, dass rund
80 Prozent der untersuchtenMe-
dienbeiträge sich auf Experten-
stimmen bezogen hätten. Diese
Experten-Abhängigkeit zeige,
dass der Informationsjournalis-
mus an Kraft verloren habe und
weniger gut in der Lage sei, Er-
eignisse selber einzuordnen.

— Wissenschaft: Zu Unrecht
ein Nischenressort
Das hat laut Fög auch damit zu
tun: «Der Abbau im Wissen-
schaftsjournalismus rächt sich.»
Trotz seiner grossen Bedeutung
werde dasWissenvernachlässigt.
Zwar sei sein Anteil am Gesamt-
angebot zwischen 2015 und 2019
stabil geblieben. Dies aber mit
2,1 Prozent auf tiefem Niveau.

2015 hat das Fög noch
36,4 Prozent derWissen-Beiträ-
ge als einordnend qualifiziert,
2019waren es nur noch 13,5 Pro-
zent. «Einordnend» bedeutet er-

klärend, imGegensatz zumblos-
senWiedergeben von Fakten.

—Etablierte Medien und
Behörden bestimmen Diskurs
2019 hat das Jahrbuch festge-
stellt, dass soziale Medien die
Hierarchie der Meinungsführer
auf den Kopf stellten. Zivilgesell-
schaftliche Akteure und Pri
vatpersonen sowie politische
Interessengruppen prägten die
Twitter-Agenda stärker als der
Journalismus. Corona hat das
verändert: Heute dominieren Zei-
tungen,Radio und Fernsehen so-

wie die Behörden. In Zeiten gros-
serVerunsicherungholen die eta-
bliertenKräfte offenbar auf.Dazu
passen die Angaben der Befrag-
ten aus der Deutschschweiz: Die
Infokanäle des Bundes gewich-
teten sie am höchsten, gefolgt
vom Rundfunk und den Ange
boten privater Medienhäuser.
Wenigerwichtigwaren Facebook,
Instragram und Twitter.

—Zahlungsbereitschaft
für Onlinenews steigt
SchonvorderCorona-Krisewaren
dieWerbeeinnahmenderSchwei-
zer Medien stark rückläufig, das
hat sich mit der Pandemie noch
verschärft. Doch die gute Nach-
richt ist: Die Zahl der Leute, die
bereit sind, für Onlinenachrich-
ten zu bezahlen, ist gestiegen.
2016 waren noch 10,1 Prozent
dazu bereit, letztes Jahr schon
13,4 Prozent. Bei älteren Men-
schen ist dieZahlungsbereitschaft
generell tief, ebenso bei Frauen.
Bei jüngeren Frauen ist sie aller-
dings in den letzten Jahren am
stärksten gestiegen, von 12 auf
19 Prozent. Die wachsende Zah-
lungsbereitschaft mache Hoff-
nung auf eine heranwachsende
Generation, die bereit sei, den
Journalismusmitzufinanzieren.

— Junge Leser: Journalismus
soll «Influencer» aufbauen
Ein grosserTeil derBevölkerung,
vor allem bei der jüngeren Gene-
ration, scheint sich für dasWelt-
geschehen kaum zu interessie-
ren. Ihnen hat sich das Fög spe-
ziell gewidmet und 19 Junge zu
ihren Medieninteressen befragt.
Das Resultat: Sie haben eine
präzise Vorstellung davon, was
«Nachrichten» für sie bedeuten,
nämlich relevante Informationen
zum aktuellen Weltgeschehen.
Nachrichten gelangen oft zufäl-
lig zu dieser Lesergruppe,via So-
cial Media, Freunde oder die Fa-
milie. Das Interesse hängt stark
davon ab, wer den Artikel ver-
breitet oder empfiehlt. Deshalb
auch die Empfehlung des Fög:
Der Informationsjournalismus
müsse gezielt journalistische In-
fluencer aufbauen, die den ge-
haltvollen Informationen im
Internet ein Gesicht gäben.

Legitimation des Lockdown
Berichterstattung in der Pandemie Das Jahrbuch «Qualität der Medien 2020» kritisiert
den Journalismus als zeitweise zu behördenhörig. Die fünf wichtigsten Punkte.

Corona-Medienkonferenz des Bundesrats im April. Foto: Keystone

Tägliche Medienberichte in der Deutschschweiz mit
Bezug zu Covid-19, Anteil in Prozent

Seit März wird am häufigsten über Corona berichtet
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Stefan Häne und Fabian Renz

Immer mehr Kantone verschär-
fen die Vorschriften an ihren
Schulen, um Lehrkräfte und Ju-
gendliche vor dem Coronavirus
zu schützen. Bern zum Beispiel
hat amMontag entschieden, dass
neu an sämtlichen Schulen alle
Erwachsenen jederzeit Maske
tragen müssen – ebenso alle
Schülerinnen und Schüler der
Sekundarstufe I. Andere Kanto-
ne, insbesondere in derOst- und
Innerschweiz, warten dagegen
mit strengeren Regeln immer
noch zu. Grundsätzlich sind die
Unterschiede von Kanton zu
Kanton beträchtlich.

Aus Sicht der Lehrerschaft ist
diese Vielfalt unerfreulich. Dag-
mar Rösler, Präsidentin des
Dachverbands Lehrerinnen und
Lehrer Schweiz, schlägt nun na-
tional einheitliche Regeln vor.
Konkret: eine Maskenpflicht für
alle Erwachsenen, die sich auf
dem Schulgelände aufhalten,
also auch für die Lehrpersonen
während des Unterrichts. Sowie
eineMaskenpflicht für alle Schü-
ler ab Oberstufe, ebenfalls auf
dem Schulgelände. Rösler ver-
weist auf die bestehende Mas-
kenpflicht im öffentlichen Ver-
kehr ab 12 Jahren. Diese basiere
ja schliesslich auf Empfehlungen
von Fachleuten, so Rösler. «Es
gibt keinen Grund, in der Schu-
le anders zu handeln.» Dass die
Regeln heute je nach Kanton va-
riieren, hält Rösler inAnbetracht
der steigenden Fallzahlen für
«nicht mehr angebracht».

Support aus der Politik
Rösler hofft, dass ein einheitli-
ches Regulativ dabei hilft, das
wichtigste Ziel zu erreichen: «Wir
wollen mit allen Mitteln verhin-
dern, dass unsere Schulen wie-
der schliessen und auf Fern-
unterricht umstellenmüssen.Die
Folgenwären gravierend.»Wäh-
rend des Lockdown im Frühjahr
wurden die Schüler knapp zwei
Monate lang aus derFerne unter-
richtet, etwaviaVideokonferenz.
Rund ein Drittel von ihnen hat
wenig oder fast nichts gelernt
und so teils denAnschluss verlo-
ren,wie eine Studie der Pädago-
gischenHochschule Zug imSom-
mer gezeigt hat. Diese Lerndefi-
zite konnten offenbar nicht alle
aufholen. «Eltern berichten uns
davon, dass ihre Kindernoch im-
mer imRückstand sind, obschon
siewieder normal zur Schule ge-
hen», sagt Rösler.

Das Ziel, den Fernunterricht zu
verhindern, wird in der Politik
weitgehend unterstützt. Mit der
Forderung nach einheitlichen
Schutzkonzepten schneidet Rös-
ler dagegen ein heikles Thema
an. Der Bildungsbereich gehört
gewissermassen zum «Allerhei-
ligsten» des Schweizer Födera-
lismus; die Kantone hüten hier
eifersüchtig ihre Kompetenzen –
allfälligeAngleichungen pflegen
sie unter sich auszumachen, im
Rahmen der Erziehungsdirekto-
renkonferenz (EDK).

Wie es der Zufall will, hat die
EDK diesen Freitag ihre Jahres-
versammlung. Wie verbindlich
Corona da aber zumThemawird,
ist unklar. «Es gibt heute schon
national einheitliche Grundprin-
zipien wie Hygiene- und Ver
haltensregeln. Ein Antrag auf
Vereinheitlichung sämtlicher
geltenden Schutzkonzepte der
Kantone ist bei uns bis jetzt nicht
eingegangen», sagt Stefan Kun-
fermann vom EDK-General
sekretariat. Die Präsidentin der
EDK, Silvia Steiner (CVP) aus Zü-
rich,will sich zur Forderung des
Lehrerverbands nicht äussern.

KaumEingriffe des Bundes
Dabis jetztAnzeichen fehlen,dass
dieEDKtätigwird,wünschen sich
manche Politiker mehr Aktivität
desBundesrats.Die Landesregie-
rung hat sich, seit Beendigung
der ausserordentlichen Lage im
Frühsommer, mit Eingriffen im
Bildungsbereich wohlweislich
zurückgehalten.DiesenMittwoch
will sie neue Massnahmen be-
schliessen, etwa eine Masken-
pflicht im Freien – aber offenbar
nichts Spezifisches fürdenSchul-
unterricht. Nationalrat Matthias
Aebischer (SP, BE), der mit Rös-
lers Forderung sympathisiert, fin-
det indes: «Wenn der Bundesrat
eine nationale Maskenpflicht im
Freien einführt, dann müsste er
das logischerweise auch für die
Schulzimmer tun – für alle Per-
sonen,die sichdort aufhalten,un-
abhängig vomAlter. Sonst ergibt
das Ganze keinen Sinn.»

FDP-Nationalrat Christian
Wasserfallen würde die Schutz-
konzepte zwar in kantonalerVer-
antwortung belassen. Er erhofft
sich vom Bundesrat aber zumin-
dest die klare Botschaft, wonach
die Schulen offen zu bleiben
haben. Und auch er sagt: «Eine
Vereinheitlichung der Regeln ist
zu begrüssen. Die Massnahmen
müssenverständlich und einfach
anwendbar sein.»

Lehrer fordern einheitlicheMaskenpflicht
Corona-Regeln an Schulen Fertig mit Flickenteppich: Der Schweizer Lehrerinnen- und Lehrerverbandmöchte
national gültige Schutzkonzepte an den Schulen. Kantonale Alleingänge soll es nicht mehr geben.

Konkret wird eine Maskenpflicht für alle Schüler ab Oberstufe, die sich auf dem Schulgelände aufhalten, verlangt. Foto: Laurent Gilliéron (Keystone)

In Ausserrhoden sind innert
einer Woche 197 neue Fälle von
Corona-Infektionen bestätigt
worden, zwei Personen sind an
der Krankheit gestorben. Viele
Ansteckungen gab esmöglicher-
weise an einer Hochzeit in
Schwellbrunn.

An der Feiermit über 200Gäs-
ten am 10.Oktober nahmenmut-
masslich mehrere Personen
teil, die Symptome einer mögli-
chen Corona-Infektion hatten,
wie der Ausserrhoder Gesund-
heitsdirektor Yves Noël Balmer
gestern erklärte. Ob das Braut-

paar davon wusste, sei nicht
bekannt. Jedenfalls sei es in
Schwellbrunn zu auffällig vielen
Corona-Fällen gekommen, so
Ballmer weiter. Der Kanton
habe erst verspätet eine Gäste-
liste der Hochzeit erhalten, an
der vorwiegend Personen aus
Schwellbrunn teilgenommen
hätten.

Die Ostschweizer Newssite
FM1today zitiert Balmermit den
Worten: «Das grosse Fehlverhal-
ten war, dass es angeblich Ab-
sprachen gegeben hat unter den
Hochzeitsgästen, dass man sich

auch bei Symptomen nach der
Feier nicht testen oder beimKan-
ton melden soll.» Und damit
nicht genug.Offenbar hätten ge-
wisse Gäste der Hochzeit später
auch noch am Oktoberfest in
einem Schwellbrunner Restau-
rant teilgenommen.

«Verlieren die Kontrolle»
Er sei verärgert und entsetzt über
dieses Verhalten. «Noch ein bis
zweiweitere solche Fälle, undwir
verlieren die Kontrolle.» – «Trau-
rig, entsetzt und wütend» ist
auch Gemeindepräsident Ueli

Frischknecht. Das sagt er im
Videointerviewmit dem«St. Gal-
ler Tagblatt». Sollten in den
nächsten Tagen noch mehr
Corona-Fälle in Schwellbrunn
bekannt werden, dann könnte
auch dieAbriegelung des Dorfes
ein Thema werden. «Ich hoffe,
dass das nicht passiert», sagt
Frischknecht weiter. Der Ge-
meinderat habe entsprechende
Massnahmen getroffen.

Die Stimmung im Dorf be-
schreibt Gemeindepräsident
Frischknecht so: Es herrsche
Verunsicherung, aber auchWut.

Und es gebe viele Gerüchte über
die Entwicklung.

Zur Frage, ob das Ganze auch
Konsequenzen habe, sagt Ge-
sundheitsdirektor Balmer: Ein-
zelneVerzeigungenmüssten nun
geprüft werden. Laut Balmer
sind die Corona-Fallzahlen in
Ausserrhoden aber unabhängig
vomFall in Schwellbrunn zuletzt
«durch die Decke gegangen».

Verschärfte Massnahmen
Die Regierung traf sich daher am
Wochenende zu einer Sitzung
und gab am Sonntag verschärf-

te Massnahmen bekannt. So gilt
ab sofort eine Maskenpflicht
in Büros und auf Märkten. Pri-
vate Treffen sind nur noch mit
maximal 15 Personen erlaubt.
Bars und Clubs müssen schlies-
sen, Veranstaltungen mit über
50 Personen sind nicht mehr
möglich. Zudem dürfen keine
Chor- und Gesangsprobenmehr
stattfinden. Mit der Verschär-
fung vom Sonntag hat Appen-
zell Ausserrhoden derzeit die
striktesten Regeln gegen die
Corona-Pandemie in der Ost-
schweiz. (cpm/sda)

Hochzeitsfest lässt Corona-Fälle in Ausserrhoden in die Höhe schnellen
Kein Schutzkonzept 200 Gäste nahmen in Schwellbrunn an einer Party teil – einige offenbar mit Corona-Symptomen.

Ob es um Schulschliessungen
geht, um die Maskenpflicht im
ÖV oder um das Verbot von
Grossveranstaltungen – immer
stellt sich die Frage: Wie viel
bringen dieseMassnahmen?Und
was passiert,wennman siewie-
der lockert?

Antworten auf diese Fragen
liefert nun eine britische Studie.
Schulschliessungen, ein Verbot
von Grossveranstaltungen sowie
Homeoffice-Pflicht seien die ef-
fektivsten Einzelmassnahmen,
umdieAusbreitung des Corona-
virus zu verlangsamen. Wie die
Forscher der University of Edin-
burgh im Fachblatt «The Lancet
Infectious Diseases» schreiben,
würden die Massnahmen aber

jeweils erst nach einer bis drei
Wochen wirken.

Umgekehrt verhält es sichmit
den Lockerungen. Schulöffnun-
gen, die Erlaubnis für Grossver-
anstaltungen, sowie die Aufhe-
bung einerObergrenze von zehn
Leuten für ein Zusammenkom-
men tragen ammeisten zu einer
beschleunigten Verbreitung des
Virus bei – deutlichmehr jeden-
falls als zum Beispiel die Aufhe-
bung eines Ausgehverbots oder
die Lockerung von Reisebe-
schränkungen im Inland.

Recht auf Bildung
Angesichts der hohen und noch
immer rasant steigendenAnste-
ckungszahlen in der Schweiz

sind weitere Massnahmen wohl
unumgänglich. «Manmuss jetzt
schnell dieAnzahlMenschen, die
zusammenkommen, auf ein Mi-
nimum reduzieren», sagt die
Epidemiologin Olivia Keiser von
der Universität Genf.

Handlungsbedarf sieht Keiser
auch bei den Schulen. «Wirmüs-
sen sofort die Maskenpflicht in
den Schulen einführen, auch bei
Primarschülern», sagt Keiser. Zu-
dem brauche es an den Schulen
gute Lüftungskonzepte, um das
Ansteckungsrisiko via Aerosole
zu minimieren. Keiser ist aller-
dings nicht sehr optimistisch:
«Ich weiss nicht, ob eine gene-
relle Maskenpflicht an Schulen
überhaupt reicht», sagt sie, «oder

ob nicht doch teilweise Schul-
schliessungen nötig sind.»

Das will eigentlich niemand.
Denn zum einen ist die Rolle der
Kinder bei der Übertragung des
Coronavirus noch immer nicht
vollständig geklärt. Zum ande-
ren gibt es ein Recht auf Bildung,
und unter einer Schliessungwür-
den in erster Linie Kinder aus
eher bildungsfernen Schichten
leiden. «Wir können dieses Recht
nicht opfern», schreibt dieMedi-
zinethikerin SamiaHurst von der
Universität Genf auf Facebook.
«Eine Schulschliessung kann
nicht die erste Massnahme sein.
Wir müssen zuerst alles unter-
nehmen, um die Schulen siche-
rer zu machen.» (nw)

Massnahmen wirken jeweils erst nach einer bis drei Wochen
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